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Nr. 23

Minelli gegen Schweiz
Urteil vom 25. Mirz 1983 (Kammer)

Ausgefertigt in franzosischer und englischer Sprache, wobei die franzosische Fas-
sung maflgebend ist, veroffentlicht in Série A / Series A Nr. 62.

Beschwerde Nr. 8660/79, eingelegt am 20. Juni 1979; am 13. Oktober 1981 von der
Kommission und am 15. Oktober 1981 von der schweizerischen Regierung vor den
EGMR gebracht.

EMRK: Unschuldsvermutung, Art. 6 Abs. 2; gerechte Entschiddigung, Art. 50
(Art. 41 n.F, Text in EGMR-E 1, 654).

Innerstaatliches Recht: Aufteilung der Kosten nach Einstellung eines Privatstraf-
klageverfahrens wegen Ehrverletzung durch die Presse nach Eintritt der Verjéh-
rung, Art. 72 und 178 Schweizerisches Strafgesetzbuch, § 293 Strafprozessordnung
des Kantons Ziirich (StPO/ZH).!

Ergebnis: Verletzung von Art. 6 Abs. 2; immaterieller Schaden durch Feststellung
der Konventionsverletzung im Hauptsache-Urteil des Gerichtshofs per se aus-
geglichen; Erstattung von Kosten und Auslagen sowohl im innerstaatlichen wie
auch im StraBburger Verfahren in Hohe von insgesamt SFr. 8.668,65 [ca. 5.226,—
Euro]? zugesprochen.

Sondervoten: Keine.

! Anm. d. Hrsg.: Mit Wirkung vom 1. Januar 2011 tritt eine gesamtschweizeri-
sche Strafprozessordnung in Kraft, die die bis dahin geltenden Strafprozessord-
nungen der Kantone ablost. Die dem bisherigen § 293 (StPO/ZH) entsprechende
neue Bestimmung der StPO ist Art. 426 Abs. 2.

Art. 426 StPO (in Kraft erst ab 1.1.2011)
Kostentragungspflicht der beschuldigten Person und der Partei
im selbststindigen Massnahmeverfahren

1 Die beschuldigte Person trigt die Verfahrenskosten, wenn sie verurteilt wird.
Ausgenommen sind die Kosten fiir die amtliche Verteidigung; vorbehalten bleibt
Artikel 135 Absatz 4.

2 Wird das Verfahren eingestellt oder die beschuldigte Person freigesprochen,
so konnen ihr die Verfahrenskosten ganz oder teilweise auferlegt werden, wenn
sie rechtswidrig und schuldhaft die Einleitung des Verfahrens bewirkt oder dessen
Durchfiihrung erschwert hat.

3 Die beschuldigte Person trégt die Verfahrenskosten nicht, die:

a. der Bund oder der Kanton durch unnoétige oder fehlerhafte Verfahrens-
handlungen verursacht hat;

b. fiir Ubersetzungen anfielen, die durch die Fremdsprachigkeit der beschul-
digten Person notig wurden.

4 Die Kosten fiir die unentgeltliche Verbeistdndung der Privatklégerschaft tragt
die beschuldigte Person nur, wenn sie sich in giinstigen wirtschaftlichen Verhéltnis-
sen befindet.

5 Die Bestimmungen dieses Artikels gelten sinngemdiss fiir die Partei im selbst-
stindigen Massnahmeverfahren, wenn der Entscheid zu ihrem Nachteil ausfallt.

2 Anm. d. Hrsg.: Die hier und nachstehend in Klammern angegebene Umrech-

nung (Kurs: 1 Euro = 1,65871 SFr.) dient einer ungefahren Orientierung. Durch
Zeitablauf bedingte Wertveranderungen sind nicht berticksichtigt.
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Zum Verfahren:

Die Europdische Menschenrechtskommission gelangt in ihrem abschlie3en-
den Bericht (Art. 31 EMRK) einstimmig zu dem Ergebnis, dass eine Verlet-
zung von Art. 6 Abs. 2 der Konvention vorliegt, s.u. Ziff. 21.

Zu der Offentlichen miindlichen Verhandlung am 26. Oktober 1982 sind vor
dem Gerichtshof erschienen:

fiir die Regierung: O. Jacot-Guillarmod, Bundesamt fiir Justiz, Europarats-
abteilung, als Verfahrensbevollmichtigter, unterstiitzt durch: R. Hauser, Pro-
fessor an der Universitdt Ziirich, B. Miinger, Bundesamt fiir Justiz, als Bera-
ter;

fiir die Kommission: J.A. Frowein als Delegierter der Kommission und zu
dessen Unterstiitzung gem. Art. 29 Abs. 1 VerfO-EGMR der Bf. Minelli.

Sachverhalt: (Ubersetzung)?
A. Die Umstiinde des vorliegenden Falls

8. Der Beschwerdefiihrer (Bf.), Ludwig A. Minelli, geb. 1932, ist Schweizer
Biirger, wohnhaft in Forch (Kanton Ziirich) und von Beruf Journalist.

9. Am 27. Januar 1972 veroffentlichte er in der ,,National Zeitung®, einer
heute nicht mehr erscheinenden Basler Tageszeitung, einen Artikel, in dem er
die Aktiengesellschaft Télé-Répertoire und deren Direktor Dr. Vass des Be-
trugs beschuldigte. Er forderte eine Durchsuchung der Wohnung, des Biiros
sowie der iibrigen von Dr. Vass beniitzten Rdumlichkeiten und, sollte die Un-
tersuchung erfolgreich sein, dessen Verhaftung. Sechs Tage zuvor hatte der
Bf. Dr. Vass bei der Bezirksanwaltschaft Uster angezeigt; diese verwies die
Sache aus Griinden der Zustidndigkeit an die Tessiner Behorden. Nachdem
der Bf. am 10. Februar als Zeuge einvernommen worden war, stellte die dor-
tige Behorde das Verfahren am 10. Mai 1972 ein.

Die vom Bf. berichteten Tatsachen waren bereits frither Gegenstand eines
Zeitungsartikels gewesen, der von einem Journalisten namens Fust geschrieben
und am 19. Januar 1972 in der Tageszeitung ,,Blick“ veroffentlicht worden war.
Fust hatte damals der fraglichen Gesellschaft vorgeworfen, sie verwende zur
Verkaufsforderung eines Telefonbuchs Einzahlungsscheine, die den Telefon-
rechnungen &dhnlich sdhen. Seines Erachtens konnte dies den Eindruck erwe-
cken, es handle sich hier um eine reguldre Dienstleistung der Schweizerischen
Post-Betriebe, die eine Zahlungsverpflichtung begriinde, welche ebenso zu be-
gleichen sei wie die periodisch zugestellten Telefonrechnungen.

10. Die Gesellschaft Télé-Répertoire und Dr. Vass erhoben gegen beide
Journalisten Klage wegen Ehrverletzung durch die Presse.

Die Klage gegen den Bf. wurde am 29. Februar 1972 beim Bezirksgericht
Uster (Ziirich) eingereicht. Am 6. Juni vernahm der Untersuchungsrichter die
Parteien in Anwesenheit ihrer Anwiélte. Zuvor hatte Rechtsanwalt Kuhn als
Vertreter des Bf. Beweisstiicke vorgelegt und das Beibringen weiterer Be-
weise beantragt; am 28. Juni beantragte er die Einvernahme mehrerer Zeu-
gen. Am 3. Juli 1974 setzte das Gericht das Verfahren auf Antrag von Dr.

3 Anm. d. Hrsg.: Auf der Grundlage einer Ubersetzung der Kanzlei des EGMR.
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Vass aus, und zwar bis zum Abschluss des gegen den ,,Blick“-Journalisten
Fust angestrengten Verfahrens.

Dieses Verfahren, das am 28. Februar 1972 eingeleitet worden war und
zahlreiche Unterbrechungen erfahren hatte, wurde am 2. September 1975
durch ein Urteil der I. Stratkammer des Obergerichts des Kantons Ziirich ab-
geschlossen. Fust wurde zu einer Strafe von SFr. 200,- [ca. 121,~ Euro] ver-
urteilt; ferner musste er die Verfahrenskosten in Hohe von ca. SFr. 1.400,-
[ca. 844, Euro] tragen und jedem der beiden Kliger eine Kostenentschidi-
gung von SFr. 1.400,— zahlen.

11. Schon vor Verkiindung des Urteils hatte Dr. Vass am 22. August 1975
die Fortsetzung des Verfahrens gegen den Bf. beantragt, zugleich machte er
das Bezirksgericht Uster auf die drohende Verjihrung aufmerksam.

Am 12. September 1975 gab das Gericht dem Antrag statt und fragte beim
Bf. an, ob er verlange, dass die Sache vor dem Geschworenengericht verhan-
delt wird. Nachdem Rechtsanwalt Kuhn dies bejaht hatte, gab das Bezirks-
gericht die Sache am 1. Oktober 1975 ab.

Am 6. November 1975 erklidrte die Anklagekammer des Obergerichts des
Kantons Ziirich die Klage fiir zuldssig und verfiigte die Verweisung der Sache
an das Geschworenengericht des Kantons Ziirich (§ 305 StPO/ZH). Gegen
diesen Beschluss erhob der Bf. am 24. November 1975 staatsrechtliche Be-
schwerde an das Bundesgericht, die durch Entscheid vom 6. Januar 1976 ab-
gewiesen wurde.

Am 19. November 1975 hatte die Kanzlei des Geschworenengerichts den
Anwalt des Dr. Vass, RA Weber, telefonisch informiert, dass die miindliche
Verhandlung zwischen dem 19. und dem 21. Januar 1976 terminiert sei. Spéter
wurden sie aber in Erwartung des bundesgerichtlichen Entscheids vertagt. Als
das Bundesgericht am 6. Januar 1976 entschieden habe, so die Regierung, sei
es zu spat gewesen, die Verhandlung am urspriinglich bestimmten Datum ab-
zuhalten. Dennoch forderte das Geschworenengericht die Parteien am 21. Ja-
nuar 1976 auf, sich angesichts der drohenden absoluten Verjihrung (s.u.
Ziff. 17) zur Kostenaufteilung zu duBern. Beide Seiten taten dies in schriftli-
cher Form. Der Bf. stellte bei Gericht auch weitere Beweisantrige.

12. Der Gerichtshof des Geschworenengerichts des Kantons Ziirich be-
schloss am 12. Mai 1976 Nichtzulassung der Anklage gegen den Bf., weil am
27. Januar 1976, also nach Ablauf der vierjahrigen Frist, die absolute Verjih-
rung eingetreten sei (Art. 72 und 178 des Schweizerischen Strafgesetzbuchs
(StGB); s.u. Ziff. 17). Die Kosten der Untersuchung und des gerichtlichen
Verfahrens auferlegte er zu zwei Dritteln (SFr. 374, [ca. 225,~ Euro] von ins-
gesamt SFr. 562, [ca. 339,— Euro]) dem Bf. und zu einem Drittel solidarisch
den Ankldgern; ferner wurde dem Bf. aufgegeben, beiden Ankligern eine
Prozessentschidigung von je SFr. 600,— [ca. 362,— Euro] (von urspriinglich ver-
langten SFr. 3.600,~ [ca. 2.170,— Euro]) zu zahlen.

13. Der Beschluss stiitzte sich in dieser Beziehung auf § 293 StPO/ZH, wo-
nach die unterliegende Partei die Kosten des Verfahrens tragt und eine Pro-
zessentschddigung an die Gegenpartei zu zahlen hat, wobei von dieser Regel
nur abgewichen werden darf, wenn besondere Verhiltnisse dies rechtfertigen.
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Der Gerichtshof des Geschworenengerichts des Kantons Ziirich hielt fest,
im vorliegenden Fall seien die Ankldger unterlegen: wegen der eingetretenen
Verjahrung hitten sie keine Verurteilung des Beschwerdefiihrers erreicht.
Dann bezog er sich auf die Ziircher Rechtsprechung, derzufolge bei Frei-
spruch wegen Unzurechnungsfihigkeit oder bei Einstellung des Verfahrens
wegen Todes des Angeklagten fiir die Frage der Kosten von Bedeutung sei,
wie das Urteil bei gegebener Zurechnungsfihigkeit bzw. im Erlebensfall ge-
lautet hétte. Seiner Ansicht nach miisse dasselbe gelten, wenn die Anklage
verjihrt sei: ,,Die Kosten- und Entschiadigungspflicht (ist) in gleicher Weise
davon abhingig zu machen, wie das Urteil gelautet hétte, wenn keine Verjéh-
rung vorldge“. Im Ubrigen kénnten im Privatstrafklageverfahren in keinem
Fall die Kosten auf die Staatskasse genommen werden. Auch seien nach stin-
diger Praxis ,.keine Weiterungen mehr vorzunehmen®.

Bei der Beantwortung der Frage, wie das Urteil gelautet hitte, wenn die
Verjahrung nicht eingetreten wére, verwies der Gerichtshof des Geschwore-
nengerichts auf das rechtskraftige Urteil der I. Strafkammer des Obergerichts
in Verfahren derselben Ankldger gegen den Journalisten Fust vom 2. Septem-
ber 1975 (s.o. Ziff. 10). Nach einer Zusammenfassung und der Wiedergabe
langerer Urteilsausziige hielt er fest:

»Den Ankldgern ist insofern beizupflichten, dass der vorliegende Fall an-
nihernd gleich liegt wie die Gegenstand des zitierten obergerichtlichen
Verfahrens bildende Ehrverletzungsklage gegen den Journalisten F. Es
trifft auch zu, dass Minelli, indem er das Vorliegen eines Betruges behaup-
tet und verlangt, Dr. Vass sei in Untersuchungshaft zu nehmen, weit massi-
vere Vorwiirfe gegen die Ankldger erhoben hat. Der Angeklagte hat sich
auch im Gegensatz zu F. offenbar nicht bemiiht, seine Anschuldigungen
auf ihren Wahrheitsgehalt hin zu iiberpriifen. Wohl wurde er von den An-
klagern direkt tangiert, indem er von der Firma ,Télé-Répertoire Editions
Vass* im Januar 1972 eine vorgedruckte Einzahlungskarte erhielt. Ge-
tduscht wurde er indessen nach seinen eigenen Angaben nicht, indem er,
als er die Karte ndher anschaute, auf deren Riickseite einen Aufdruck vor-
fand, ,aus welchem reichlich verklausuliert hervorging, dass die Rechnung
fiir einen noch zu erstellenden Fetteintrag in ein Telefonbuch bestimmt
war‘ (act. 5/28). Als dann wenige Tage spéter im ,Blick‘ der von F. verfasste
Artikel erschien, schrieb er selbst die nun eingeklagten Anschuldigungen,
um, wie er sich ausdriickte, die PTT zum Einschreiten zu bewegen. Er
nahm vorher jedoch weder mit dem Ankldger Dr. Vass noch mit dessen
Firma Fiihlung auf, da fiir ihn der Tatbestand so klar gewesen sei, dass er
dies nicht fiir n6tig erachtet habe (act. 5/26 S.4).

Indem der Angeklagte es unterliess, sich vor der Veroffentlichung des Ar-
tikels bei den Ankldgern nidher zu informieren, hat er gegen seine Sorg-
faltspflicht verstossen. Er hétte dann nédmlich die Vorkehrungen der Ankla-
ger zur Kenntnis nehmen miissen, die diese getroffen haben, um der beste-
henden Verwechslungsgefahr zu begegnen. Nach Erhalt dieser Auskunft
hitte er dann die Methode der Ankldger hochstens noch riigen, die Ankla-
ger jedoch nicht in der scharfen Weise, wie er es getan hat, des Betruges
offentlich anklagen diirfen. Indem er das aber trotzdem getan hat, wére er
aller Voraussicht nach im vorliegenden Ehrverletzungsprozess bei Nicht-
eintritt der Verjahrung verurteilt worden. Dieser Schluss dridngt sich umso
eher auf, als ein gegen Dr. Vass im Tessin auf Veranlassung des Angeklag-
ten durchgefiihrtes Verfahren wegen Betruges am 10. Mai 1972 eingestellt
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wurde, wobei die Kosten auf die Staatskasse genommen wurden. In den Er-
wagungen der Einstellungsverfiigung wird festgehalten, dass sich keine Tat-
sachen ergeben hitten, die auf das Vorhandensein von konstitutiven Ele-
menten des Betrugstatbestandes hindeuten wiirden (act. 5/20 und 21). Was
der Angeklagte gegen diese Verfiigung vorbringt, kann im vorliegenden
Verfahren nicht mehr iiberpriift werden. Dies hitte allenfalls geschehen
konnen, wenn sich das Geschworenengericht materiell mit der Anklage
héitte befassen miissen.

Wenn nun aber § 293 StPO den Richter erméchtigt ,besondere Verhéltnisse*
zu berticksichtigen, so bedeutet das, dass er alle fiir den Kostenentscheid er-
heblichen Umstinde zu beriicksichtigen hat. Zu diesen Umsténden gehort in
einem Fall wie dem vorliegenden, in dem das vorprozessuale Verhalten der
Anklédger das Verfahren im Sinne von § 189 StPO mitverursacht hat, auch
dieses Verhalten, wie das Kassationsgericht des Kantons Ziirich in dem be-
reits erwdhnten nicht veroffentlichten Entscheid vom 2. April 1973 dargetan
hat. Indem die Ankldger jedenfalls bis Ende 1971 und offenbar vereinzelt
auch noch im Jahre 1972 die Einzahlungskarten ohne Couverts verschickten,
konnte beim Angeklagten in der Tat der Eindruck entstehen, die Ankldger
hitten es auf eine Verwechslung abgesehen oder sie wiirden eine solche Ver-
wechslung jedenfalls in Kauf nehmen. Auch die Verkoppelung von Offerte
und Rechnungsstellung muss als unkorrekt bezeichnet werden, wie schon
das Obergericht in seinem Urteil festgehalten hat. Diese Geschéftspraktiken
der Ankliger, die schon frither in der Offentlichkeit angeprangert worden
waren, sind es denn auch, die den inkriminierten Artikel veranlasst haben.
Die Reaktion des Angeklagten ist also insofern von den Ankldgern pro-
voziert worden. Auch wenn es dem Angeklagten offenbar um die Sache ging,
war sein Angriff ohne Mass. Er hat die Grenzen des Zuldssigen deutlich tiber-
schritten.

Ist damit davon auszugehen, dass bei Nichteintritt der Verjahrung der ein-
geklagte Artikel sehr wahrscheinlich zur Verurteilung des Angeklagten ge-
fiihrt hétte, dass der Angeklagte jedoch durch das Verhalten der Ankliger
veranlasst wurde die Offentlichkeit und die zustdndigen Behorden auf die
sicher zu rugenden Geschiftspraktiken der Anklager aufmerksam zu ma-
chen, so rechtfertigt es sich, die Kosten des Verfahrens zu 2/3 dem Ange-
klagten und zu 1/3 den Ankldgern aufzuerlegen. Im gleichen Verhiltnis ist
die Entschidigungsfolge zu regeln, wobei von einer vollen Prozessentscha-
digung von Fr. 3.600,— auszugehen ist (...)*.

14. Am 26. Juli 1976 focht der Bf. diesen Beschluss mit der Nichtigkeits-
beschwerde an, die RA Kuhn in seinem Namen erhob, er berief sich insbeson-
dere auf Art. 6 Abs. 2 der Konvention.

Das Kassationsgericht des Kantons Ziirich wies die Beschwerde am 30. Sep-
tember 1976 ab. Seiner Ansicht nach sei die Unschuldsvermutung eine reine
Beweisregel. Dass der inkriminierte Artikel ehrverletzende AuBerungen ent-
halten habe, sei von keiner Seite bestritten worden. Der Bf. hétte ohne den Ein-
tritt der Verjihrung einer Verurteilung nur dann entgehen konnen, wenn er
seine AuBerungen in guten Treuen habe fiir wahr halten diirfen. Der Gerichts-
hof des Geschworenengerichts habe angenommen, dass dies nicht der Fall ge-
wesen sei. Nach Ansicht des Kassationsgerichts konne Art. 6 Abs. 2 unméglich
die Bedeutung haben, dass bis zum Beweis des Gegenteils der gute Glaube des
wegen Ehrverletzung Angeklagten zu vermuten sei, oder mit andern Worten,
dass der Ankldger die Bosgldubigkeit des Angeklagten zu beweisen habe. Die

© N.P. Engel Verlag - EGMR-E 2 - Text - Seite 258 - 28.8.09



25.3.1983 Minelli 259

Annahme verbiete sich, dass die Konvention derart umwélzend in das Straf-
recht der Konventionsstaaten habe eingreifen wollen. Ohnedies sei der Gel-
tungsbereich des Art. 6 Abs. 2 unklar. Aus dem erwidhnten Grunde sei dessen
Anwendung auf den Entlastungsbeweis im Ehrverletzungsprozess abzulehnen.
Der Gerichtshof des Geschworenengerichts habe demnach nicht gegen Art. 6
Abs. 2 verstolen, wenn er ohne Beweisverfahren zum Schluss gelangte, dass
der Bf. den Entlastungsbeweis nicht hétte erbringen konnen.

Das Kassationsgericht auferlegte dem Bf. Gerichtskosten in Hohe von SFr.
251,~ [ca. 151,- Euro]. Ferner wurde er verpflichtet, die Ankldger mit ins-
gesamt SFr. 600,— [ca. 362,— Euro] zu entschidigen.

15. Am 1. November 1976 erhob der Bf. staatsrechtliche Beschwerde an
das Bundesgericht, die RA Kuhn in seinem Namen auf Art. 6 Abs. 2 stiitzte.

Auf Antrag des Bf. wurde das Verfahren mit Prisidialverfiigung vom 5. Ja-
nuar 1977 ausgesetzt, da dhnliche Rechtsfragen in mehreren vor der Européi-
schen Menschenrechtskommission anhéngigen Verfahren zu beurteilen waren
(Beschwerden Nrn. 6281/73 und 6650/74, Neubecker und Liebig gegen Bundes-
republik Deutschland; Beschwerde Nr. 7640/76, Geerk gegen Schweizerische
Eidgenossenschaft). Nachdem die genannten Fille vor der Kommission im
Wege einer giitlichen Einigung erledigt worden waren (Art. 28 lit. b der Kon-
vention), wurde das bundesgerichtliche Verfahren wieder aufgenommen.

16. Das Bundesgericht (I. offentlichrechtliche Abteilung) wies die Be-
schwerde am 16. Mai 1979 ab.

Das Bundesgericht unterstrich, dass es sich im vorliegenden Fall um ein
Privatstrafklageverfahren wegen Ehrverletzung handle, das ohne Mitwirkung
eines staatlichen Ankligers durchgefiihrt werde und dessen Kosten nicht dem
Staat iiberbiirdet werden diirften; die entstehenden Verfahrens- und Partei-
kosten seien in jedem Falle in irgendeiner Weise unter den privaten Prozess-
parteien aufzuteilen. Sodann sei zu beachten, dass in einem solchen Privat-
strafklageverfahren nicht nur iiber die strafrechtliche Schuld des Angeklagten
befunden werde, sondern dass zugleich die Ehre des vom Angeklagten ange-
griffenen Privatstrafkldgers in Frage stehe. Diese besondere Interessenlage
konne sich auf die Kostenaufteilung auswirken.

Fiihrt ein Strafverfahren wegen eines nachtréglich eingetretenen Prozess-
hindernisses nicht mehr zu einem strafrichterlichen Sachurteil, sondern zu ei-
nem die Schuldfrage offenlassenden Prozessentscheid (Einstellung des Ver-
fahrens, Nichtzulassung der Anklage), so kann es sich nach Ansicht des Bun-
desgerichts aus Griinden der Billigkeit aufdrédngen, beim Entscheid iiber die
Kostentragung zu beriicksichtigen, wie das Verfahren ohne den Eintritt des
Hinderungsgrundes wahrscheinlich ausgegangen wire. So lasse es sich recht-
fertigen, bei der Kostenaufteilung aufgrund einer provisorischen Priifung der
materiellen Rechtslage auch zu beriicksichtigen, welche Partei ohne Eintritt
der Verjahrung wahrscheinlich obsiegt hitte.

Im vorliegenden Fall liege kein VerstoB3 gegen die Unschuldsvermutung
durch Auferlegung einer strafrechtlichen Sanktion ohne gesetzlichen Schuld-
nachweis vor. Es sei auch keine sonstige Anordnung ergangen, welche die ge-
richtliche Anerkennung eines strafrechtlichen Verschuldens des Angeklagten
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impliziert habe und ihrer Bedeutung nach einer strafrechtlichen Verurteilung
gleichgekommen wére. Wohl sei der Gerichtshof des Geschworenengerichts,
zum Teil in ,,antizipierter Beweiswiirdigung®, zum Schluss gelangt, ,,dass der
Beschwerdefiihrer voraussichtlich wegen Ehrverletzung hétte verurteilt werden
miissen”. Allein, es handle sich hierbei ,,nicht um eine verbindliche Feststellung
eines strafrechtlichen Verschuldens, sondern um eine Wiirdigung der Prozess-
chancen®“. Da der Gerichtshof des Geschworenengerichts nach Aktenlage
habe entscheiden miissen und ihm die Vornahme weiterer Beweiserhebungen
nur zum Zweck der Aufteilung der Kosten und Auslagen der kantonalen Praxis
gemil verwehrt gewesen sei, bleibe die Moglichkeit bestehen, dass die Durch-
fiihrung des ordentlichen Verfahrens zu einem Freispruch gefiihrt hitte. Die
Auferlegung der Kosten als solche sei keine Maflnahme, welche einer straf-
rechtlichen Verurteilung gleichkomme. Da der Gerichtshof des Geschworenen-
gerichts nicht tiber die strafrechtliche Schuld, sondern nur iiber die Kostentra-
gung befunden habe, konne der Angeklagte (wie der Privatkldger) nicht auf-
grund von Art. 6 Abs. 2 der Konvention verlangen, dass die vorfrageweise Prii-
fung der materiellen Rechtslage nach denselben Verfahrensregeln zu erfolgen
habe wie denen, die fiir ein strafrechtliches Sachurteil vorgeschrieben sind.

Das Bundesgericht fiigte hinzu, dass das Kriterium des wahrscheinlichen
Prozessausgangs fiir den Kostenentscheid nur dann herangezogen werden
diirfe, wenn der Stand des Verfahrens eine hinreichend zuverléssige Beurtei-
lung der Prozesschancen erlaube und wenn sich die Parteien zu den fiir den
Kostenentscheid ma3gebenden Punkten zuvor hétten dulern konnen. Indes-
sen ldgen die in dieser Hinsicht zu beachtenden Schranken nicht in der Ga-
rantie der Unschuldsvermutung, sondern im allgemeinen Willkiirverbot und
im Anspruch auf rechtliches Gehor. Eine diesbeziigliche Riige werde aller-
dings vom Bf. nicht erhoben.

SchlieBlich sei zu bemerken, dass der Gerichtshof des Geschworenen-
gerichts bei seiner Kostenentscheidung nicht einzig darauf abgestellt habe,
ob das Verfahren ohne Verjahrungseintritt zu einer Verurteilung des Bf. ge-
fithrt héitte, sondern er habe vielmehr auch das ,,vorprozessuale Verhalten®
der beiden Privatstrafkldger in Betracht gezogen. Das Bundesgericht auf-
erlegte dem Bf. schlieBlich die Gerichtskosten in Hohe von SFr. 643,-
[ca. 388,— Euro] und eine Parteientschidigung an die Prozessgegner in Hohe
von je SFr. 800,— [ca. 482,— Euro].

B. Relevante Gesetzgebung

17. Die strafbaren Handlungen gegen die Ehre sind Gegenstand der
Art. 173-178 des Schweizerischen Strafgesetzbuches vom 21. Dezember 1937.
Die iible Nachrede wird mit Geféngnis bis zu sechs Monaten (Art. 173 StGB),
die Verleumdung mit Gefiangnis bis zu drei Jahren (Art. 174 i.V.m. Art. 36
StGB) bestraft.

Bei diesen Delikten tritt gem. Art. 178 StGB die Verfolgungsverjahrung nach
zwei Jahren ein. Allerdings wird der Fristenlauf durch jede Prozesshandlung
unterbrochen; mit jeder Unterbrechung beginnt die Verjéhrung von neuem.
Bei Ehrverletzungsdelikten tritt jedoch in jedem Falle nach vier Jahren, also
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nach Ablauf der doppelten Normalfrist, die ,,absolute“ Verjiahrung ein (Art. 72
Abs. 2 StGB).

18. In der Schweiz werden Verfahren wegen Ehrverletzung mittels Straf-
antrag eingeleitet. Im Kanton Ziirich werden sie — wie in mehreren der {ibri-
gen Kantone — als Privatstrafklageverfahren bezeichnet (§ 287 StPO/ZH): Die
Initiilerung des Verfahrens obliegt nicht den Staatsorganen, sondern dem Ver-
letzten. Es ist kein staatlicher Ankldger am Verfahren beteiligt.

Die Verfahren kommen grundsétzlich vor ein Bezirksgericht, der Angeklagte
kann jedoch auch die Verweisung an das Geschworenengericht verlangen, wenn
es sich um eine Ehrverletzung durch die Presse handelt (§§ 294 StPO/ZH und 56
des Ziircher Gerichtsverfassungsgesetzes (GVG)). In diesem Fall entscheidet die
Anklagekammer des Obergerichts des Kantons Ziirich (anstelle des Bezirks-
gerichtspriasidenten) iiber die Zulassung der Anklage (§ 305 StPO/ZH).

Gegen die Verweigerung der Zulassung der Anklage kann der Ankldger
Rekurs erheben (§ 169 StPO/ZH); im gegenteiligen Fall kann der Angeklagte
nur wegen Unzustédndigkeit des Gerichts den Beschwerdeweg beschreiten.

Nach § 160 Abs. 8 GVG miissen Urteile in Strafsachen sowohl den Entscheid
tiber die Schuldfrage als auch die daraus sich ergebenden Folgen wie Frei-
spruch, Strafe, Verhdngung sichernder oder fiirsorglicher Mainahmen sowie
den Entscheid tiber Schadensersatz, Kosten und Entschédigungen enthalten.

Im Unterschied zu den verhédngten Strafen figuriert die Verteilung der Kos-
ten und Auslagen nicht im Strafregister, sondern nur in dem Verfahrensregis-
ter des Gerichts.

19. Bei Privatstrafklageverfahren umfassen die Verfahrenskosten neben den
eigentlichen Gerichtskosten (Gerichtsgebiihr und Auslagen) auch eine Prozess-
entschddigung an die Parteien; die Regelung im Einzelfall héngt unter anderem
davon ab, wer Kosten und Auslagen verursacht hat. Demgemaif3 gehen die Kos-
ten im Prinzip nie zu Lasten der Gerichtskasse; die Parteien miissen sie selbst
tragen (§ 190 StPO/ZH). § 293 StPO/ZH bestimmt in dieser Hinsicht:

,»Die unterliegende Partei wird in die Kosten des Verfahrens und zu einer Pro-

zessentschidigung an die Gegenpartei verfillt; von dieser Regel darf nur abge-

wichen werden, wenn besondere Verhiltnisse es rechtfertigen®.

Der Richter, der iiber die Kostenaufteilung entscheidet, geniet nach An-
sicht der Regierung in der Wahl der anzuwendenden Beurteilungskriterien
eine gewisse Freiheit. Er kann insbesondere verwerflichem oder leichtfertigem
Benehmen der Parteien vor oder wéihrend der Untersuchung Beachtung schen-
ken (§§ 189 und 286 StPO/ZH), ebenso der Verletzung der Grundsitze des gu-
ten Glaubens oder der guten Sitten durch die Parteien; er kann sich auf den
Grundsatz der Billigkeit stiitzen, und schlieBlich kann er in Beachtung des Kau-
salitdtsprinzips auf die Verursachung der Kosten abstellen, was ihn dazu fithren
kann, nach dem wahrscheinlichen Prozessausgang zu fragen.

Verfahren vor der Kommission

20. In seiner Beschwerde an die Kommission vom 20. Juni 1979 (Nr. 8660/79)
riigt der Bf. den Beschluss des Gerichtshofs des Geschworenengerichtes des
Kantons Ziirich vom 12. Mai 1976, der ihm in Anwendung von § 293 StPO/ZH
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zwei Drittel der Verfahrens- und Gerichtskosten und eine Parteientschiddigung
auferlegt hatte. Er habe ihm eine ,,Verdachtsstrafe* auferlegt und damit Art. 6
Abs. 2 der Konvention verletzt.

21. Die Kommission erklédrte die Beschwerde am 17. Dezember 1980 fiir
zuldssig.

In ihrem Bericht vom 16. Mai 1981 (Art. 31 der Konvention) gelangt sie
einstimmig zu dem Ergebnis, dass eine Verletzung von Art. 6 Abs. 2 vorliegt.

Antrdge der Regierung an den Gerichtshof

22. Die Regierung stellte in der Verhandlung vom 26. Oktober 1982 den
Antrag, der Gerichtshof moge entscheiden, dass die Schweiz die Konvention
nicht verletzt habe und dem Bf. demzufolge keine gerechte Entschidigung
i.S.v. Art. 50 zustehe.

Entscheidungsgriinde:

23. Der Bf. behauptet, er sei Opfer einer Verletzung von Art. 6 Abs. 2 der
Konvention, der wie folgt lautet:

,»2. Jede Person, die einer Straftat angeklagt ist, gilt bis zum gesetzlichen Be-

weis ihrer Schuld als unschuldig.“

Die Verletzung ergebe sich aus dem Beschluss des Gerichtshofs des Ge-
schworenengerichts des Kantons Ziirich vom 12. Mai 1976, in dem das Straf-
verfahren wegen Verjahrung eingestellt wurde, dem Bf. jedoch ein Teil der
Verfahrenskosten auferlegt und er tiberdies verpflichtet wurde, der Gesell-
schaft Télé-Répertoire und [deren Direktor] Dr. Vass eine Prozessentschadi-
gung zu zahlen (s.o. Ziff. 12-13).

L. Zur Anwendbarkeit von Art. 6 Abs. 2

24. Nach dem Hauptargument der Regierung fillt die vorliegende Sache
weder ratione materiae noch ratione temporis unter die oben genannte Be-
stimmung.

A. Der materielle Anwendungsbereich von Art. 6 Abs. 2

25. Hinsichtlich des ersten Punkts ergebe sich die Nichtanwendbarkeit von
Art. 6 Abs. 2 sowohl aus der Natur der Sache als auch aus der vom Gerichts-
hof des Geschworenengerichts im vorliegenden Fall ausgeiibten Funktion.

1. Natur des streitigen Verfahrens

26. Die Regierung anerkennt, dass der Bf. i.S.v. Art. 6 Abs. 2 ,einer Straf-
tat angeklagt” war. Trotzdem ist sie der Ansicht, dass Privatstrafklageverfah-
ren wegen Ehrverletzung nicht zum strafrechtlichen Bereich i.S.v. Art. 6
Abs. 1 gehorten; sie seien grundlegend zivilrechtlicher Natur. Die Regierung
stiitzt sich dabei auf die Rechtsprechung der Kommission, wonach das Recht
auf einen guten Ruf ,,zivilrechtlichen® Charakter habe und das Privatstrafkla-
geverfahren nicht unter Art. 6 Abs. 1 falle.

Die Kommission hebt hervor, dass bei der Regierung ein Missverstdndnis
vorliege, und erklirt, dass sie mit deren Schlussfolgerung nicht iibereinstim-
me: Obwohl das Recht auf Ehre (in der Person seines Trégers) zivilrecht-
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lichen Charakter aufweise, sei doch die Person, die wegen Ehrverletzung vor
Gericht zitiert wurde, ganz ohne Zweifel einer ,strafrechtlichen Anklage*
ausgesetzt; sie konne sich demzufolge auf die Absitze 2 und 3 von Art. 6 be-
rufen. Dies ist auch die Ansicht des Bf.

27. Der Gerichtshof hat zu priifen, ob der Bf., der unbestritten ,,einer Straftat
angeklagt® war (,,accusé d’une infraction® / ,,charged with a criminal offence®,
Art. 6 Abs. 2), sich gegen eine ,,gegen ihn erhobene strafrechtliche Anklage*
(saccusation en matiere pénale dirigée contre (lui)* / ,,criminal charge against
him*, Art. 6 Abs. 1) zu verteidigen hatte. Wie die Regierung in Erinnerung ruft,
gehort die in Abs. 2 von Art. 6 niedergelegte Unschuldsvermutung zu den kon-
stituierenden Elementen eines fairen Strafverfahrens, wie es in Abs. 1 gefordert
wird (Urteil Deweer vom 27. Februar 1980, Série A Nr. 35, S. 30, Ziff. 56,
EGMR-E 1, 477 £., und Urteil Adolf vom 26. Mérz 1982, Série A Nr. 49, S. 15,
Ziff. 30, EGMR-E 2, 78).

28. Die Verletzung eines Individualrechts ,,zivilrechtlicher Natur* stellt gele-
gentlich auch eine Straftat dar. Um feststellen zu konnen, ob eine ,,strafrechtliche
Anklage“ (,,accusation en matiere pénale“ / ,criminal charge“) vorliegt, ist im
Wesentlichen die Lage des Angeklagten zu priifen, wie sie sich aus den geltenden
innerstaatlichen Gesetzen im Lichte des Ziels von Art. 6 ergibt, die Rechte der
Verteidigung zu schiitzen (vorzitiertes Urteil Adolf, ebd., EGMR-E 2, 78).

In der Schweiz stellen Ehrverletzungen Straftatbesténde dar, die das Straf-
gesetzbuch definiert und unter Strafe stellt (s.o. Ziff. 17). Die diesbeziiglichen
Strafverfahren konnen nur durch Strafantrag des Verletzten eingeleitet wer-
den; ihr Ablauf richtet sich jedoch nach den kantonalen Strafprozessordnun-
gen, im vorliegenden Fall nach jener des Kantons Ziirich. Die Verfahren kon-
nen Geldstrafen und sogar Freiheitsstrafen nach sich ziehen, die im Strafregis-
ter eingetragen werden (s.o. Ziff. 18).

Aus diesen Griinden hegt der Gerichtshof keine Zweifel an der strafrecht-
lichen Natur des Verfahrens, das Télé-Répertoire und Direktor Dr. Vass am
29. Februar 1972 gegen den Bf. eingeleitet haben (s.o. Ziff. 10).

2. Natur der vom Gerichtshof des Geschworenengerichts ausgeiibten Funktion

29. Die Regierung triagt des Weiteren vor, dem Gerichtshof des Geschwo-
renengerichts des Kantons Ziirich sei, als er nach Einstellung des Verfahrens
wegen Verjidhrung iiber die Kosten entschieden habe, eine rein administrative
Funktion zugekommen, die sich wesentlich von seinen richterlichen Aufgaben
abhebe. Er habe nur einen Verfahrensentscheid getroffen, auf den die Un-
schuldsvermutung, die lediglich eine Beweisregel darstelle, in diesem Zusam-
menhang nicht anwendbar sei.

Nach Ansicht der Kommission hingegen ist Art. 6 Abs. 2 auch auf Verfah-
ren anwendbar, die ohne eigentliches Urteil enden. Im Ubrigen habe im vor-
liegenden Fall der Gerichtshof des Geschworenengerichts in einem einzigen
Entscheid sowohl iiber die Verfahrenseinstellung entschieden als auch dem
Bf. einen Teil der Gerichtskosten und eine Parteientschédigung auferlegt.

30. In den Augen des Gerichtshofs beherrscht Art. 6 Abs. 2 das Strafver-
fahren insgesamt, unabhingig vom Verfahrensausgang, und nicht nur die Prii-
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fung der Stichhaltigkeit der Anklage (s. sinngemif3 das vorzitierte Urteil
Adolf, Série A Nr. 49, S. 16, Ziff. 33 a.E., EGMR-E 2, 79).

Im Kanton Ziirich stellt der Entscheid tiber die Kostenaufteilung einen
normalen Bestandteil des Ehrverletzungsprozesses dar. Er regelt ein Teilpro-
blem dieses Verfahrens. In diesem Zusammenhang spielt es keine Rolle, ob
der entsprechende Text in einem getrennten Dokument aufscheint oder im
Anschluss an das Sachurteil angenommen wird.

Hier liegen iibrigens weder einzelne, eventuell zeitlich gestaffelt ergan-
gene Teilentscheide vor, noch handelt es sich um einen einzigen in verschie-
denen Phasen konkretisierten Verfahrensakt, wie dies in der Sache Adolf der
Fall war, in der der Gerichtshof allerdings bei einer anderen Sachverhalts-
konstellation Art. 6 fiir anwendbar gehalten hat (vorzitiertes Urteil, Série
A Nr. 49, S. 16, Ziff. 32, EGMR-E 2, 79), sondern um einen einzigen all-
umfassenden Verfahrensakt. Der Beschluss vom 12. Mai 1976 stellte zuerst
fest, dass die gesetzliche Verjahrungsfrist abgelaufen sei, und auferlegte
dann dem Bf. zwei Drittel der Gerichtskosten und eine Parteientschidigung
an Télé-Répertoire und Direktor Dr. Vass (s.o. Ziff. 12). Diese beiden Teile
der Erwédgungen erweisen sich als untrennbar: Die Kostenaufteilung stellt
zwingend das Korrelat und die notwendige Ergénzung des Abschlusses der
Strafverfolgung dar. Die Regierung hat dies im Ubrigen in der miindlichen
Verhandlung anerkannt. Das Dispositiv bestitigt es eindeutig: Wahrend Zif-
fer 1 die Nichtzulassung der Anklage enthilt, betreffen die folgenden Ziffern
Kosten und Prozessentschédigung.

B. Zeitlicher Anwendungsbereich von Art. 6 Abs. 2

31. Nach Ansicht der Regierung féllt der streitige Beschluss zumindest in
zeitlicher Hinsicht aus dem Anwendungsbereich von Art. 6 Abs. 2. Der Bf.
sei hochstens bis 27. Januar 1976 (Eintritt der Verjahrung) in den Genuss
der Garantie der Unschuldsvermutung gekommen (s.o. Ziff. 12); der Ge-
richtshof des Geschworenengerichts habe sich darauf beschréinkt, deren juris-
tische Wirkungen festzustellen und dann die Kosten aufzuteilen.

Die Kommission teilt diese Auffassung nicht. Thres Erachtens kann ein
Strafverfahren formell nicht nur zu einem bestimmten Zeitpunkt abgeschlos-
sen werden, sondern auch in verschiedenen Etappen. Der ausfiihrlich begriin-
dete Entscheid vom 12. Mai 1976 habe in der vorliegenden Streitsache die
letzte Phase dargestellt.

32. Der Gerichtshof schlief3t sich der Ansicht der Kommission an. Wohl hatte
die Verjahrung dem gegen den Bf. eingeleiteten Verfahren ein Ende bereitet; es
bedurfte aber eines offiziellen Beschlusses des Gerichtshofs des Geschworenen-
gerichtes, um dies festzustellen (s. sinngemiB Urteil Artico vom 13. Mai 1980,
Série A Nr. 37, S. 6-7 und 15-18, Ziff. 8-11 und 31-37, EGMR-E 1, 485-488).
Der geriigte Beschluss enthilt genau diese Feststellung. Er erklért zuerst, die
Anklage werde nicht zugelassen, und sodann, der Angeklagte habe zwei Drittel
der Gerichtskosten zu tragen und jedem der beiden Anklédger eine Prozessent-
schidigung zu zahlen (Ziffern 1, 3 und 4 des Dispositivs). Die verwendeten Be-
griffe zeigen klar, dass der Gerichtshof des Geschworenengerichts den Bf. selbst
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im letzten Verfahrensstadium noch fiir eine i.S.v. Art. 6 ,wegen einer Straftat
angeklagte Person* hielt.

C. Zusammenfassung
33. Demzufolge ist Art. 6 Abs. 2 im vorliegenden Fall anwendbar.

1. Zur Beachtung von Art. 6 Abs. 2
A. Grenzen der Aufgabe des Gerichtshofs

34. Der Bf. und die Regierung sind sich einig, dass der Fall eine Grundsatz-
frage aufwirft: Vertrégt sich das Prinzip der Unschuldsvermutung mit der be-
stehenden Losung, einer Person Verfahrenskosten und eine Prozessentschadi-
gung aufzuerlegen, wenn sie in den Genuss einer Verfahrenseinstellung, eines
Freispruchs oder, wie hier, der Verjidhrung gekommen ist?

Wie die Regierung mit Nachdruck subsididr vortrigt, ist das System, wel-
ches in bestimmten Fillen diese Losung zulédsst, in der schweizerischen
Rechtstradition fest verwurzelt: Die Gesetzgebung des Bundes und der meis-
ten Kantone, auch die im Kanton Ziirich, haben diesen Grundsatz verankert,
Rechtsprechung und Praxis haben ihn weiterentwickelt. Der Bf. hingegen
meint, der Staat habe das ganze Risiko der Strafverfolgung zu tragen: nicht
nur das Beweisrisiko, sondern auch das Kostenrisiko.

In den Augen der Kommission verletzt dieses System an sich nicht Art. 6
Abs. 2 der Konvention; ein Problem ergibe sich erst, wenn aus den Entschei-
dungsgriinden oder anderen genaueren schliissigen Elementen hervorgehe, dass
die Kostenaufteilung auf der Beurteilung der Schuld des Angeklagten beruhe.

35. Der Gerichtshof schlieft sich der Ansicht der Kommission grundsétz-
lich an. Er unterstreicht allerdings in Ubereinstimmung mit seiner bisherigen
Rechtsprechung, dass er sich in Verfahren, die auf eine Individualbeschwerde
zuriickgehen, moglichst auf die Priifung des konkreten Falls zu beschrianken
hat (s. insbes. vorzitiertes Urteil Adolf, Série A Nr. 49, S. 17, Ziff. 36,
EGMR-E 2, 80). Er hat sich somit nicht abstrakt zur ziircherischen Gesetz-
gebung und Praxis zu duBlern, sondern nur tiber die Art und Weise, wie diese
auf den Bf. angewendet wurden.

B. Beschluss des Gerichtshofs des Geschworenengerichtes des Kantons Ziirich

(12. Mai 1976)

36. Nach Ansicht der Regierung stellt der Beschluss vom 12. Mai 1976 bei
der Kostenaufteilung nur neben weiteren Erwédgungen auf das Verhalten des
Bf. ab, und zwar ,,im Rahmen einer bloBen Hypothese“: er habe lediglich ge-
priift, welche Erfolgsaussichten die Klage von Télé-Répertoire und Dr. Vass
gehabt hitte, wenn es zu einem Strafurteil gekommen wire. Aus diesem
Grund sei Art. 6 Abs. 2 nicht verletzt worden.

Die Kommission ihrerseits vertritt die gegenteilige Ansicht: Der Gerichts-
hof des Geschworenengerichts des Kantons Ziirich habe den Bf. fiir schuldig
befunden.

37. In den Augen des Gerichtshofs wird die Bedeutung der Unschuldsver-
mutung verkannt, wenn ohne vorherige gesetzmifBig vorgenommene Schuld-
feststellung und insbesondere, ohne dass der Angeklagte Gelegenheit gehabt
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hat, seine Verteidigungsrechte wahrzunehmen, eine ihn betreffende Gerichts-
entscheidung den Eindruck vermittelt, er sei schuldig. Dies kann auch ohne for-
melle Schuldfeststellung so sein. Es geniigt eine Entscheidungsbegriindung, die
den Gedanken nahelegt, der Richter halte den Betreffenden fiir schuldig. Der
Gerichtshof hat zu priifen, ob dies am 12. Mai 1976 so gewesen ist.

38. Der Gerichtshof des Geschworenengerichts stiitzte sich in seinem Ent-
scheid auf § 293 StPO/ZH; die Bestimmung erlaubt, im Ehrverletzungspro-
zess in gewissen Féllen von der Regel abzuweichen, wonach der unterliegende
Klager die Verfahrenskosten und der andern Partei eine Entschédigung zu
zahlen hat (s.o. Ziff. 19). Aus der ziircherischen Rechtsprechung folgerte er,
dass im vorliegenden Fall die Kosten- und Entschiddigungspflicht davon ab-
hédngig zu machen sei, wie das Urteil gelautet hétte, wenn keine Verjahrung
vorldge. Um dariiber zu entscheiden, hielt er vier Kriterien fest (s.o. Ziff. 13):
die Quasi-Identitdt des Verfahrens mit dem Fall Fust, der am 2. September
1975 mit einem Schuldspruch geendet hatte (s.o. Ziff. 10); die Schwere der
Anschuldigungen des Bf. gegen Dr. Vass; der Umstand, dass er die Richtigkeit
seiner Behauptungen nicht iiberpriift hatte; der negative Ausgang des 1972
gegen Dr. Vass eingeleiteten Verfahrens (s.o. Ziff. 9).

Diese ausfiihrlich begriindeten und vom Dispositiv untrennbaren Erwédgun-
gen (vorzitiertes Urteil Adolf, Série A Nr. 49, S. 18, Ziff. 39, EGMR-E 2, 81)
bewogen den Gerichtshof des Geschworenengerichts zur der Annahme, dass
der beanstandete Artikel in der National Zeitung ohne das Eintreten der Ver-
jahrung ,,sehr wahrscheinlich zur Verurteilung des Angeklagten gefiihrt hitte®.
Sie stellten die von den Ankldgern beanstandeten Handlungen als erwiesen dar;
zusétzlich stiitzten sie sich auf die Entscheidungen in zwei weiteren Fillen, de-
nen ein dhnlicher Sachverhalt zugrunde lag, in denen der Bf. aber nicht Partei
war, und die sich rechtlich vom vorliegenden Fall unterschieden.

Der Gerichtshof des Geschworenengerichts zeigte sich also von der Schuld
des Angeklagten tiberzeugt, der, was die Regierung anerkennt, nicht in den
Genuss der in Art. 6 Abs. 1 und 3 garantierten Rechte gekommen war. Auch
wenn keine formelle Schuldfeststellung vorliegt und sich der Gerichtshof des
Geschworenengerichts in seiner Wortwahl vorsichtig zuriickhielt (,,offenbar®,
,»sehr wahrscheinlich“), stellte er doch Wertungen an, die mit der Beachtung
der Unschuldsvermutung unvereinbar sind.

C. Das Urteil des Bundesgerichts (16. Mai 1979)

39. Die Regierung stiitzt sich bei ihrem letzten Argument auf Art. 26 der
Konvention. Vor den Straburger Organen habe sie sich nur fiir die letzte in
der Sache ergangene richterliche Entscheidung zu verantworten, also fiir das
Urteil des Bundesgerichts vom 16. Mai 1979, das jede Mehrdeutigkeit besei-
tigt habe, die in dem Beschluss vom 12. Mai 1976 noch moglicherweise ent-
halten gewesen sei.

40. Dieser Beschluss muss gewiss im Lichte des Entscheids vom 16. Mai
1979 (vorzitiertes Urteil Adolf, a.a.O., S. 19, Ziff. 40, EGMR-E 2, 81 {.) gele-
sen werden. Das Bundesgericht stellte zunéchst fest, dass beim Entscheid
iiber die Kostentragung aus Billigkeitsgriinden eventuell zu beriicksichtigen
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gewesen sei, wie das Verfahren ohne Eintritt der Verjahrung wahrscheinlich
ausgegangen wire; es folgerte daraus, dass nach einer provisorischen Priifung
der materiellen Rechtslage die Frage gerechtfertigt gewesen sei, welche Partei
ohne Eintritt der Verjahrung wahrscheinlich obsiegt hétte. Das Bundesgericht
fiigte hinzu, der Gerichtshof des Geschworenengerichts des Kantons Ziirich
habe keine Maflnahme ergriffen, welche die gerichtliche Anerkennung einer
Straftat des Angeklagten impliziert habe, die ihrer Bedeutung nach einer
strafrechtlichen Verurteilung gleichgekommen wiére. Wohl habe der Gerichts-
hof des Geschworenengerichts darauf abgestellt, dass der Bf. wahrscheinlich
der Ehrverletzung hitte schuldig gesprochen werden miissen; es habe sich
hierbei jedoch lediglich um eine Vermutung und nicht um eine formelle Fest-
stellung gehandelt (s.o. Ziff. 16).

Der Entscheid vom 16. Mai 1979 nuancierte damit den Beschluss vom 12.
Mai 1976 etwas, beschrinkte sich jedoch auf die Prézisierung der Griinde,
ohne deren Sinn und Tragweite zu verdndern. Rechtlich bestitigte er den Be-
schluss, indem er die Beschwerde des Bf. abwies; er billigte auch im Wesent-
lichen dessen Inhalt.

Vielleicht wire das Bundesgericht zu einem anderen Schluss gelangt, wenn
der Bf. seinen Anspruch auf rechtliches Gehor geltend gemacht hitte (s.o.
Ziff. 16), wie er es seither vor der Kommission und dem Gerichtshof getan hat,
ohne dass die Regierung sich auf die Nichterschopfung des innerstaatlichen
Rechtswegs berufen hitte. Doch diese Hypothese dndert nichts an der Schluss-
folgerung, zu der die Priifung des Beschlusses vom 12. Mai 1976 fiihrt, selbst
wenn man ihn im Zusammenhang mit dem Entscheid vom 16. Mai 1979 wiirdigt.

D. Folgerung
41. Aus diesen Griinden liegt eine Verletzung von Art. 6 Abs. 2 vor.

I11. Zur Anwendbarkeit von Art. 50

42. In der miindlichen Verhandlung beantragte der Bf.

— einen Betrag fiir immateriellen Schaden, dessen Hohe er in das Ermessen
des Gerichtshofs stellt;
— die Erstattung der Gerichts- und Anwaltskosten sowie der personlichen

Auslagen fiir den in der Schweiz gegen ihn gefiihrten Prozess;

— die Erstattung der Gerichtskosten und der personlichen Auslagen fiir das

Verfahren vor der Kommission und vor dem Gerichtshof.

Nachdem der Verfahrensbevollméchtigte der Regierung eine eingehende
Stellungnahme hierzu vorgelegt hat, hilt der Gerichtshof diese Frage fiir
spruchreif (Art. 50 Abs. 3 Satz 1 VerfO-EGMR). Ublicherweise ist hier zwi-
schen dem durch eine Konventionsverletzung verursachten Schaden und den
notwendigen Kosten und Auslagen des Bf. zu unterscheiden (s. u.a. Urteil Le
Compte, Van Leuven und De Meyere vom 18. Oktober 1982, Série A Nr. 54,
S.7, Ziff. 14, EGMR-E 1, 549).

A. Immaterieller Schaden
43. Nach Ansicht der Regierung wiirde schon die 6ffentliche Verkiindung
und die Publizitidt des Urteilsspruchs eine gerechte Entschidigung fiir den er-
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littenen immateriellen Schaden darstellen, sollte der Gerichtshof auf eine Ver-
letzung von Art. 6 Abs. 2 der Konvention erkennen.

44. Der Gerichtshof erinnert daran, dass am Anfang des Rechtsstreits ein
Presseartikel steht. Der Bf. beschuldigt darin Drittpersonen eines unkorrek-
ten Geschiftsgebarens, auf das er die zustidndige Verwaltungsstelle (P.T.T.)
und die Offentlichkeit aufmerksam machen wollte. Das gegen ihn ange-
strengte Verfahren wurde durch eine Ehrverletzungsklage seitens dieser
Drittpersonen initiiert. Die Verkennung der Unschuldsvermutung in dem da-
rauf folgenden Verfahren konnte ihm einen gewissen immateriellen Schaden
zufiigen, jedoch bedeutet in diesem Fall die im vorliegenden Urteil erfolgte
Feststellung der Konventionsverletzung bereits per se eine angemessene Ent-
schiddigung (siehe zuletzt vorzitiertes Urteil Le Compte, Van Leuven und De
Meyere, ibidem, S. 8, Ziff. 16, EGMR-E 1, 550).

B. Kosten und Auslagen

45. Die verletzte Partei hat nur dann nach Art. 50 Anspruch auf Erstattung
der Kosten und Auslagen, wenn sie diese aufgewandt hat, um diese Konven-
tionsverletzung in der innerstaatlichen Rechtsordnung zu verhindern oder zu
korrigieren und um die Kommission und den Gerichtshof dazu zu veranlas-
sen, diese Konventionsverletzung festzustellen und ihre Beseitigung zu bewir-
ken (Urteil Neumeister vom 7. Mai 1974, Série A Nr. 17, S. 20-21, Ziff. 43,
EGMR-E 1, 81). Die Aufwendungen miissen tatsdchlich entstanden, notwen-
dig entstanden und der Hohe nach angemessen sein (s. insbes. vorzitiertes Ur-
teil Le Compte, Van Leuven und De Meyere, Série A Nr. 54, S. 8, Ziff. 17,
EGMR-E 1, 550).

1. Kosten und Auslagen in der Schweiz

46. Der Bf. beantragt die Erstattung der Kosten und Auslagen fiir das
Hauptverfahren vor Bezirks- und Geschworenengericht sowie fiir seine Be-
schwerden an das Kassationsgericht und an das Bundesgericht (s.o. Ziff. 10,
11, 12, 14 und 15).

Der Gerichtshof betont vor der Priifung der einzelnen Begehren, dass sich
die in Ziff. 41 oben gutgeheilene Beschwerde in keiner Weise auf den Grund
des Ehrverletzungsverfahrens gegen den Bf. bezieht, sondern ausschlieBlich
auf die Erwégung, die die schweizerischen Gerichte in ihren Beschliissen zur
Kostenaufteilung angefiihrt haben.

a) Kosten und Auslagen im Zusammenhang mit den Verfahren vor Bezirks-

gericht und Geschworenengericht

47. Fiir das Hauptverfahren vor dem Bezirksgericht Uster und dem Ge-
schworenengericht des Kantons Ziirich (29. Februar 1972 bis 12. Mai 1976) be-
antragt der Bf. zunidchst die Erstattung der Gerichtskosten (SFr. 374,65 [ca.
226, Euro]) und der Auslagenentschidigung (SFr. 1.200,- [ca. 723,- Euro]),
die ihm mit Beschluss vom 12. Mai 1976 auferlegt worden sind (s.o. Ziff. 12).

Ihre Erstattung ist gerechtfertigt, weil sie direkt mit den Erwigungen zu-
sammenhéngen, die der Gerichtshof fiir mit der Unschuldsvermutung unver-
einbar erkldrt hat.
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48. Der Bf. fordert im Ubrigen SFr. 1.800,- [ca. 1.085,~ Euro] fiir Verdienst-
ausfall und SFr. 3.600,~ [ca. 2.170,— Euro] fiir Anwaltskosten.

Der Gerichtshof sieht keinen Grund, den Anspruch auf den erstgenannten
Betrag zu bejahen, der in keiner Weise spezifiziert wurde (vgl. Urteil Le Compte,
Van Leuven und De Meyere, vorzitiert, a.a.0O., S. 11, Ziff. 25 a.E., EGMR-E 1,
553). In Bezug auf den zweiten Betrag kann nur der Zeitabschnitt nach dem 21.
Januar 1976 fiir die Berechnung beriicksichtigt werden, also nur die Zeit nach
dem Datum, an dem das Geschworenengericht wegen der eingetretenen absolu-
ten Verjdhrung die Frage der Kostenaufteilung aufgeworfen hat. Fiir diesen
Zeitraum, in dem eine Verletzung von Art. 6 Abs. 2 hitte verhindert werden
konnen, spricht der Gerichtshof dem Bf. aus Billigkeitsgriinden eine Entschédi-
gung in Hohe von SFr. 600,- [ca. 362,— Euro] zu.

b) Kosten und Auslagen im Zusammenhang mit den Beschwerden gegen den

Beschluss vom 12. Mai 1976

49. Die Beschwerden an das Kassationsgericht des Kantons Ziirich vom 26.
Juli 1976 und an das Bundesgericht vom 1. November 1976 (s.o. Ziff. 14-16)
hatten zum Ziel, der Rechtsverletzung in dem Beschluss vom 12. Mai 1976
abzuhelfen. Der Bf. hat daher Anspruch auf Erstattung der Verfahrenskosten
und der Auslagenentschiddigungen, die ihm die Entscheide vom 30. Septem-
ber 1976 und 16. Mai 1979 auferlegt haben, und zwar in Hohe von insgesamt
SFr. 2.294,— [ca. 1.383,- Euro].

Dasselbe gilt fiir die geltend gemachten Anwaltskosten fiir die von RA
Kuhn in seinem Namen eingelegten Beschwerden; sie belaufen sich auf SFr.
600,~ [ca. 362,— Euro] bzw. 800,~ [ca. 482,— Euro]. Diese Betrige erscheinen
als plausibel und angemessen; der Gerichtshof hélt es fiir unnétig, die von
der Regierung geforderten Belege zu verlangen.

e) Kosten und Auslagen im Zusammenhang mit der Beschwerde an das

Bundesgericht vom 24. November 1975

50. Die an das Bundesgericht eingereichte Beschwerde vom 24. November
1975 hatte die Klagezulassung bzw. deren Abweisung durch das Geschworenen-
gericht zum Gegenstand (s.o. Ziff. 11). Sie bezog sich also in keinem Punkt auf
die Beschliisse zur Kostenaufteilung. Sie wollte weder eine Verletzung von
Art. 6 Abs. 2 verhindern noch einer solchen abhelfen. Der Gerichtshof folgert
daraus mit der Regierung, dass diese Kosten hier nicht zu berticksichtigen sind
(nach den Angaben des Bf. insgesamt SFr. 1.279, [ca. 771, Euro]).

2. Kosten und Auslagen in Straf3burg

51. Der Bf., der weder vor der Kommission noch beim Delegierten der
Kommission vor dem Gerichtshof in den Genuss einer unentgeltlichen Ver-
fahrenskostenhilfe gekommen ist, fordert SFr. 2.400,— [ca. 1.447,— Euro] als
Anwaltskosten, SFr. 400, [ca. 241,~ Euro] fiir personliche Auslagen und SFr.
1.560,~ [ca. 940,— Euro] fiir Verdienstausfall.

Die Regierung widerspricht der Erstattung des an RA Kuhn geleisteten
Honorars sowie der Reise- und Aufenthaltsspesen des Bf. und von RA
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Kuhn nicht. Sie iiberlédsst es dem Gerichtshof, den Betrag entsprechend den
vom Bf. vorgelegten Nachweisen festzusetzen.

52. Vor dem Gerichtshof hat der Bf. dem Delegierten der Kommission per-
sonlich zur Verfiigung gestanden; die fraglichen Anwaltskosten betreffen also
nur das Verfahren vor der Kommission. Der Gerichtshof hélt es fiir nicht not-
wendig, sich um Kostenbelege zu bemiihen, weil er den geforderten Betrag
von SFr. 2.400,~ [ca. 1.447,— Euro] fiir plausibel und angemessen hilt.

Dasselbe gilt auch fiir die SFr. 400, [ca. 241,— Euro], die der Bf. als Reise-
kosten und in StraBburg entstandene Aufenthaltsspesen geltend macht. Die
Anwesenheit des Bf. vor der Kommission und erst recht vor dem Gerichtshof
in der miindlichen Verhandlung vom 26. Oktober 1982 war angesichts der Art
des Falles in der Tat von Nutzen (s. u.a., sinngemif3 Urteil Le Compte, Van
Leuven und De Meyere, Série A Nr. 54, S. 11, Ziff. 25, EGMR-E 1, 553).

Hingegen ist das Begehren auf Erstattung des Verdienstausfalls (SFr. 1.560,—
[ca. 940,- Euro]) abzuweisen, wie dies der Gerichtshof schon fiir das Verfahren
vor Bezirks- und Geschworenengericht festgestellt hat (s.o. Ziff. 48).

Aus diesen Griinden entscheidet der Gerichtshof einstimmig,

1. dass eine Verletzung von Art. 6 Abs. 2 der Konvention vorliegt;

2. dass der betroffene Staat dem Bf. SFr. 8.668,65 [ca. 5.226,— Euro] fiir Kos-
ten und Auslagen zu zahlen hat und die Antridge auf gerechte Entschédi-
gung im Ubrigen zuriickgewiesen werden.

Zusammensetzung des Gerichtshofs (Kammer): die Richter Wiarda, Prdsident
(Niederldnder), Bindschedler-Robert (Schweizerin), Lagergren (Schwede), Golciiklii
(Tiirke), Matscher (Osterreicher), Macdonald (Kanadier, gewihlt auf Vorschlag
Liechtensteins), Russo (Italiener); Kanzler: Eissen (Franzose); Vize-Kanzler: Petzold
(Deutscher)

© N.P. Engel Verlag - EGMR-E 2 - Text - Seite 270 - 28.8.09



	Zurück zur EuGRZ
	EGMR-E 2 – Inhalt und Titelei
	Entscheidungen
	 Nr. 1 – Dudgeon gegen Vereinigtes Königreich – Hauptsache
	Nr. 2 –  Dudgeon gegen Vereinigtes Königreich – Entschädigung
	Nr. 3 –  X. gegen Vereinigtes Königreich – Hauptsache
	Nr. 4 –  X. gegen Vereinigtes Königreich – Entschädigung
	Nr. 5 –  Campbell und Cosans gegen Vereinigtes Königreich – Hauptsache
	Nr. 6 –  Campbell und Cosans gegen Vereinigtes Königreich – Entschädigung
	Nr. 7 –  Adolf gegen Österreich
	Nr. 8 –  Van Droogenbroeck gegen Belgien – Hauptsache
	Nr. 9 –  Van Droogenbroeck gegen Belgien – Entschädigung
	Nr. 10 –  Eckle gegen Deutschland – Hauptsache
	Nr. 11 –  Eckle gegen Deutschland – Entschädigung
	Nr. 12 –  Sporrong und Lönnroth gegen Schweden – Hauptsache
	Nr. 13 –  Sporrong und Lönnroth gegen Schweden – Entschädigung
	Nr. 14 –  Piersack gegen Belgien – Hauptsache
	Nr. 15 –  Piersack gegen Belgien – Entschädigung
	Nr. 16 –  Foti u.a. gegen Italien – Hauptsache
	Nr. 17 –  Foti u.a. gegen Italien – Entschädigung
	Nr. 18 –  Corigliano gegen Italien
	Nr. 19 –  Albert und Le Compte gegen Belgien – Hauptsache
	Nr. 20 –  Albert und Le Compte gegen Belgien – Entschädigung
	Nr. 21 –  Silver u.a. gegen Vereinigtes Königreich – Hauptsache
	Nr. 22 –  Silver u.a. gegen Vereinigtes Königreich – Entschädigung
	Nr. 23 –  Minelli gegen Schweiz
	Nr. 24 –  Pakelli gegen Deutschland
	Nr. 25 –  Zimmermann und Steiner gegen Schweiz
	Nr. 26 –  Van der Mussele gegen Belgien
	Nr. 27 –  Pretto u.a. gegen Italien
	Nr. 28 –  Axen gegen Deutschland
	Nr. 29 –  Öztürk gegen Deutschland – Hauptsache
	Nr. 30 –  Öztürk gegen Deutschland – Entschädigung
	Nr. 31 – Sutter gegen Schweiz
	Nr. 32 – Luberti gegen Italien
	Nr. 33 – Goddi gegen Italien
	Nr. 34 – De Jong, Baljet und van den Brink gegen Niederlande
	Nr. 35 – Van der Sluijs, Zuiderveld und Klappe gegen Niederlande
	Nr. 36 – Duinhof und Duijf gegen Niederlande
	Nr. 37 – Campbell und Fell gegen Vereinigtes Königreich
	Nr. 38 – Guincho gegen Portugal
	Nr. 39 – Malone gegen Vereinigtes Königreich – Hauptsache
	Nr. 40 – Malone gegen Vereinigtes Königreich – Entschädigung
	Nr. 41 – Skoogström gegen Schweden
	Nr. 42 – Sramek gegen Österreich
	Nr. 43 – De Cubber gegen Belgien – Hauptsache
	Nr. 44 – De Cubber gegen Belgien – Entschädigung
	Nr. 45 – McGoff gegen Schweden
	Nr. 46 – Rasmussen gegen Dänemark

	Anhang
	Richter des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte
	EGMR-Urteile, kumulative Listen für die Bd. 1 und 2
	EGMR-Urteile, alphabetisch, Kurzfassung
	EGMR-Urteile, nach Ländern geordnet und mit Sachbezug

	Gesetzesregister
	Stichwortverzeichnis
	Abkürzungsverzeichnis



